
Daneben können tatsächliche Gründe dazu führen, dass eine
andere Entscheidung aufgrund des Mangels nicht hätte getrof-
fen werden können. Dies ist etwa der Fall, wenn der Betroffe-
ne zu einem Punkt, der unter keinen Umständen für die Ent-
scheidung relevant sein kann, nicht angehört wurde.67

Ein Fall der rechtlichen Alternativlosigkeit liegt vor, wenn
bestehendes Ermessen auf null reduziert ist.68 Nach der neuen
Fassung des § 46 VwVfG sind allerdings auch (echte) Ermes-
sensentscheidungen erfasst, wenn eine Rekonstruktion des
Entscheidungsvorgangs im konkreten Fall ergibt, dass die
Kausalität des Fehlers für die Entscheidung tatsächlich fehlt.
Hier werden sich konkrete Angaben im Sachverhalt finden.
Denn grundsätzlich wird bei Ermessenentscheidungen und
Beurteilungsspielräumen nicht auszuschließen sein, dass das
Ergebnis ohne den Fehler anders ausgefallen wäre; § 46
VwVfG greift dann nicht ein.69

D. SCHLUSSBEMERKUNG
„Die Form ist die geschworene Feindin der Willkür und die
Zwillingsschwester der Freiheit“ lautet ein berühmtes Diktum
von R. von Ihering.70 Es hat nichts an Aktualität eingebüßt,
denn die Beachtung der Vorschriften zur formellen Recht-
mäßigkeit des Verwaltungsakts insgesamt stellt ein gegenüber
der materiellen Rechtmäßigkeit nicht zu vernachlässigendes
rechtsstaatliches und freiheitswahrendes Petitum dar. Ein
rechtmäßiges Verwaltungsverfahren trägt nicht nur zur Rich-
tigkeit der Entscheidung bei, sondern entfaltet auch eine be-
sondere Vermittlungs- und Legitimationswirkung71 und dient
sowohl dem Grundrechtsschutz des Beteiligten (verfahrens-
rechtliche Dimension der Grundrechte)72 als auch der best-
möglichen Verwirklichung seiner materiellen Rechtspositi-
on.73 Dessen ungeachtet sind Gesetzgeber und Rechtspre-
chung dazu übergegangen, die Folgen formeller Fehler des
Verwaltungsakts zunehmend zu beschränken. Infolge der
weitreichenden Heilungsmöglichkeiten und Unbeachtlichkeit
erscheint die Verletzung formellen Rechts als zu vernachlässi-
gender Verstoß ohne Sanktion. In der Literatur wird daher
bezweifelt, ob der Gesetzgeber von seiner Gestaltungsbefug-

nis in verfassungskonformer Weise Gebrauch gemacht hat.74
Die Rechtsprechung jedenfalls sekundiert, indem sie in vielen
Fällen der Verletzung formeller Bestimmungen ein rechtlich
geschütztes Interesse der vom Verwaltungsakt Betroffenen
ablehnt.75 Danach verleihen Verfahrensrechte grundsätzlich
keine subjektiven Rechte, sofern nicht die Auslegung ergibt,
dass der Gesetzgeber mit der Verfahrensnorm einen individu-
ellen Schutzzweck verfolgt, der unabhängig vom materiellen
Ergebnis zum Tragen kommen soll (absolutes Verfahrens-
recht). Mag man im Rahmen der Klagebefugnis noch mit der
Möglichkeit des Bestehens eines solchen Rechts argumentie-
ren können, ist diese Frage in der Begründetheit zu entschei-
den. Folgt man der Rechtsprechung bleibt in Ermangelung
der Verletzung eines subjektiven Rechts (vgl. § 113 I 1
VwGO) einer Anfechtungsklage gegen einen rein formell
rechtswidrigen Verwaltungsakt in der Regel der Erfolg ver-
sagt. Rechtspolitisch ist die Kritik an der Überbetonung der
Verfahrensökonomie und der Chiffre des „dienenden Verfah-
rens“ aufrecht zu erhalten und an die Erkenntnis von Iherings
zu erinnern. In der Prüfungspraxis bleiben formelle Fehler
und deren Folgen höchst relevant. Der/die Studierende sei
daher nachhaltig ermutigt, in der Klausur die „Form zu wah-
ren“.

67 BVerwGE 26, 267.
68 BVerwGE 62, 116.
69 BVerwGE 61, 50; 61, 114; 62, 116; 68, 276; 71, 65; 78, 95; BayVGHNVwZ 1982, 510

(513); VGH Kassel Beschl. v. 23.9.2011, BeckRS 55269, unter II; Kopp/Ramsauer
(Fn. 5) § 46 Rn. 32; Stelkens/Bonk/Sachs/Sachs (Fn. 2) § 46 Rn. 66 ff.

70 R. v. Ihering, Geist des römischen Rechts auf den verschiedenen Stufen seiner
Entwicklung, 4. Aufl. 1894, 2. Teil 1. Abt., S. 471.

71 Allgemein Luhmann, Legitimation durch Verfahren, 1978; zum Eigenwert des Ver-
waltungsverfahrens und gegen seine Beschränkung auf eine dienende Funktion auch
Gurlit VVDStRL 2011, 229 ff.

72 BVerfGE 49, 89; 53, 30; 60, 297; 61, 256; 75, 285.
73 BVerwG NJW 1982, 1546; NVwZ 1998, 281; Fehling/Kastner/Proz (Fn. 24) § 13

Rn. 3.
74 Niedobitek DÖV 2000, 761 ff.; Hatje DÖV 1997, 477 f., 481 ff. (bzgl. der nach-

träglichen Anhörung).
75 BVerwGE 41, 58; Appel/Singer JuS 2007, 915.
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90408 Nürnberg, Schweppermannstraße 12, wendet sich mit folgendem Anliegen an Herrn
Rechtsanwalt Dr. Peter Meier:

„Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Meier,

wenn Sie Zeit haben, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie uns ein kurzes Gutachten zur Wirk-
samkeit von Provisionsregelungen in dem anliegenden Arbeitsvertrag erstellen könnten.

Uns sind vor allem zwei Punkte wichtig:

Zulässigkeit bei einer zugesagten Rücknahmeverpflichtung, die Provision von der tatsäch-
lichen Zahlung des Kunden, das heißt die Differenz zwischen dem Verkaufspreis und dem
zugesagten Rücknahmepreis, zu berechnen.

Zulässigkeit der Regelung, dass bei Verträgen, die während des Bestehens des Arbeitsverhält-
nisses abgeschlossen worden sind, die Auslieferung aber in den ersten fünf Monaten nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfolgt, die Provision des Arbeitnehmers auf 70% der
regelmäßigen Provision gekürzt wird. Überlegung dahinter ist, dass der Nachfolger ja mit der
Abwicklung noch einige Arbeit hat und dann die bleibenden 30% erhält.

Wenn es möglich wäre, hätten wird die Stellungnahme gerne bis Anfang nächster Woche.
Spätestens sollte sie aber noch vor Weihnachten vorliegen.

Mit freundlichen Grüßen

Max Kuhn
Rechtsanwalt“

Arbeitsvertrag

zwischen

Autohaus Kuhn, Schweppermannstraße 12, 90408 Nürnberg

Arbeitgeber

und

Herrn Franz Schmidt, geboren am 16.12.1976, wohnhaft Wielandstraße 14, 90408 Nürnberg

Arbeitnehmer

wird Folgendes vereinbart:

1. Beginn des Arbeitsverhältnisses
Der Arbeitnehmer wird ab 1.1.2010 als Verkäufer eingestellt. Die einzelnen zum Aufgaben-
bereich gehörenden Tätigkeiten werden vom verantwortlichen Vorgesetzten festgelegt.

Der Arbeitgeber ist berechtigt dem Arbeitnehmer auch eine andere zumutbare, gleichwertige
Tätigkeit zuzuweisen, die der Qualifikation und den Fähigkeiten des Arbeitnehmers ent-
spricht. In Einzelfällen verpflichtet sich der Arbeitnehmer vorübergehend, je nach betriebli-
cher Notwendigkeit auf Anweisung auch andere Tätigkeiten auszuführen (zB Messen, Ver-
kaufsveranstaltungen und Ähnliches).

Tätigkeitsort ist Nürnberg. Der Arbeitgeber behält sich vor, den Arbeitnehmer auch an einem
anderen Ort einzusetzen.
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2. Probezeit/Kündigungsfristen
Es wird zunächst eine Probezeit vereinbart. Diese dauert vom 1.1.2010 bis 30.6.2010 (6 Mona-
te). Innerhalb der Probezeit können beide Seiten mit einer Frist von zwei Wochen das Arbeits-
verhältnis kündigen.

Nach der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen
zum 15. oder zum Monatsende gekündigt werden. Verlängert sich die Kündigungsfrist für
den Arbeitgeber aus gesetzlichen Gründen, gilt diese Verlängerung auch für den Arbeitneh-
mer.

Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer die Regelalters-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

Ohne Einhaltung einer Frist kann – gemäß § 626 BGB – das Arbeitsverhältnis aus wichtigem
Grund gelöst werden.

Eine fristlose Kündigung, die als solche unwirksam ist, gilt als fristgemäße Kündigung zum
nächst möglichen Termin. Jede Kündigung bedarf der Schriftform.

Der Arbeitgeber behält sich bei Ausspruch einer Kündigung das Recht vor, den Arbeitnehmer
sofort einseitig von seiner Arbeitspflicht freizustellen, Resturlaubs- und Freizeitausgleichs-
ansprüche werden auf die Dauer der Freistellung angerechnet.

3. Vergütung
Die monatliche Bruttovergütung beträgt EUR 1.500,00. Die Vergütung wird jeweils am letzten
eines Monats fällig. Die Zahlung erfolgt bargeldlos auf das vom Arbeitnehmer bekanntgegebe-
ne Konto.

Der Arbeitnehmer erhält für die Dauer von sechs Monaten eine Garantieprovision von EUR
2.500,00 brutto monatlich. Dieser Provision werden die tatsächlich verkauften Fahrzeugpro-
visionen gegenübergestellt. Im Falle einer Überschreitung erhält der Arbeitnehmer den Diffe-
renzbetrag verrechnet.

Die Berechnung erfolgt wie folgt:

Der Arbeitnehmer erhält für jedes für den Arbeitgeber in dessen Namen im zugewiesenen
Verkaufsgebiet von ihm verkaufte Neufahrzeug eine Provision in Höhe von 1,5% der Netto-
auszahlungssumme.

Für den Verkauf eines Gebrauchtfahrzeuges erhält der Arbeitnehmer eine Provision in Höhe
von 1,5% der Nettoauszahlungssumme.

Im Falle einer fix zugesagten Rücknahmeverpflichtung zu einem festen Preis ist die Provision
nur von der tatsächlichen Zahlung des Kunden zu berechnen.

Der Arbeitgeber prüft die Kalkulation des Geschäftes bei Hereingabe des Kaufvertrages und
vergleicht dessen Ergebnis mit dem tatsächlichen Ergebnis nach Auslieferung des Fahrzeu-
ges.

Stellt sich dabei ein Fehlbetrag heraus, der seine Ursache in falscher oder ungenügender
Recherche von Preisen durch den Arbeitnehmer hat, so hat sich der Arbeitnehmer an dem
Fehlbetrag mit einem Anteil von 10% zu beteiligen.

Die Provisionsansprüche des Arbeitnehmers sind verdient, wenn wir die Bestellung des
Kunden/Käufers angenommen haben. Der Provisionsanspruch des Arbeitnehmers ist nur
dann fällig, wenn die komplette Abwicklung des Geschäftsfalles und die damit verbundenen
Tätigkeiten vom Arbeitnehmer erledigt worden sind.

Provisionsansprüche des Arbeitnehmers sind ausgeschlossen für solche Verträge, die nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses abgeschlossen werden oder für Fahrzeuge, die vom
Arbeitgeber erst fünf Monate nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausgeliefert werden.
Bei Auslieferung von Fahrzeugen innerhalb von fünf Monaten nach dem arbeitsrechtlichen
Ende bzw. dem Beginn einer Dienstfreistellung reduziert sich die Provision des Arbeitnehmers
auf 70% der regelmäßigen Provision.
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Die Firma gewährt ein freiwilliges Urlaubs- und Weihnachtsgeld über 50% der monatlichen
Bruttofixvergütung, das jeweils am 30.08. und am 30.11. des jeweiligen Kalenderjahres fällig
ist. Die Zahlungen setzen eine Vertragsdauer von mindestens 6 Monaten voraus. Die Sonder-
zahlungen mindern sich bei krankheitsbedingten Fehltagen entsprechend ihrem Verhältnis zur
Jahresarbeitszeit.

Bei einem Ruhen des Arbeitsverhältnisses wird der Anspruch des Arbeitnehmers auf Sonder-
zahlungen für jeden vollen Kalendermonat des Ruhens um 1/12 gekürzt. Als Ruhen des
Arbeitsverhältnisses gelten insbesondere:
– Zeiten von Wehr- und Zivildienst,
– Zeiten des Bezugs von Erwerbunfähigkeitsrente,
– unbezahlter Urlaub,
– Zeiten der Arbeitsunfähigkeit infolge von Krankheit mit einer Länge von mehr als sechs
Wochen,
– Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit.

Bei weniger als 20 Arbeitstagen im Kalenderjahr besteht kein Anspruch auf Sonderzahlungen.

Die Zahlung von etwaigen Sondervergütungen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Prämien, etc.)
erfolgt in jedem Einzelfall freiwillig.

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich die Sonderzahlungen zurückzuzahlen, wenn er aufgrund
eigener Kündigung oder verhaltensbedingter Kündigung seitens Firma aus einem von ihm zu
vertretenden Grund aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet (bis zum 31. Oktober, der auf die
Auszahlung des Urlaubsgeldes folgt bzw. bis zum 31. März des auf die Auszahlung des
Weihnachtsgeldes folgenden Kalenderjahres). Das gilt auch für den Fall eines Aufhebungs-
vertrags, wenn er durch ein Aufhebungsbegehren des Arbeitnehmers veranlasst ist oder ein
Recht der Firma zur verhaltensbedingten Kündigung besteht. Anspruch auf eine Sonderzah-
lung besteht auch dann nicht, wenn das Dienstverhältnis im Auszahlungszeitpunkt gekündigt
ist oder ein Aufhebungsvertrag vorliegt.

4. Abtretungen/Pfändungen
Die teilweise oder vollständige Abtretung und Verpfändung ist ausgeschlossen. Im Falle einer
Lohnpfändung ist der Arbeitgeber berechtigt, als Bearbeitungsgebühr 2% des jeweils abzufüh-
renden Betrages einzubehalten.

5. Arbeitszeit/Überstunden
Die Arbeitszeit richtet sich nach der betriebsüblichen Zeit und beträgt derzeit wöchentlich 40
Stunden ohne die Berücksichtigung von Pausen. Darüber hinausgehende Überstunden, Mehr-
arbeit an Wochenenden und Ähnliches sind von der Vergütung gemäß Punkt 3 dieses Vertrages
mit abgegolten und werden nicht zusätzlich vergütet. Die Aufteilung der Arbeitszeit auf die
einzelnen Werktage (Montag bis einschließlich Samstag) erfolgt durch den Arbeitgeber und
wird in einem Arbeitszeitmodell festgelegt. Die Firma ist berechtigt, aus dringenden betrieb-
lichen Erfordernissen eine Änderung der Arbeitszeiteinteilung vorzunehmen.

6. Urlaub/Nebentätigkeit
Der Arbeitnehmer erhält den gesetzlichen Urlaubsanspruch, das sind 20 Arbeitstage. Darüber
hinaus werden freiwillig 10 Arbeitstage bis auf weiteres zusätzlich gewährt. Urlaubsjahr ist das
Kalenderjahr. Der Zeitpunkt des jeweiligen Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Notwen-
digkeiten abzustimmen.

Der erworbene Urlaubsanspruch aus einem Kalenderjahr wird nur auf das folgende Kalen-
derjahr übertragen, wenn der Urlaubsanspruch durch betriebsbedingte Notwendigkeiten
(Urlaubsvertretung, Lehrgang, Terminvereinbarungen, Urlaubsanspruch) oder andere nicht
vorhersehbare Umstände nicht in Anspruch genommen werden kann. Der verbrauchte
Urlaub und der Resturlaubsanspruch werden dem Arbeitnehmer monatlich durch einen
Ausdruck mitgeteilt. Dieser Ausdruck ist vom Arbeitnehmer zu überprüfen. Eventuelle
Reklamationen können nur innerhalb der unter Punkt 12 genannten Frist geltend gemacht
werden.

Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ist jede auf Erwerb gerichtete Tätigkeit untersagt,
die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers oder die Interessen des Arbeitgebers in sonstiger
Weise beeinträchtigen kann. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Arbeitgeber von jeder
Aufnahme einer Nebenbeschäftigung zu unterrichten.
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7. Arbeitsverhinderung/Mitteilungspflichten
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet im Falle einer Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder
aus sonstigen Gründen dem Arbeitgeber unverzüglich Mitteilung zu machen. Bei Arbeits-
unfähigkeit infolge Erkrankung hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber spätestens am dritten
Tag der Erkrankung eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die Dauer der
voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeit ergibt. Ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei persön-
licher Verhinderung gemäß § 616 BGB besteht nicht.

Wird die Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers durch einen Dritten verursacht, ist der Arbeit-
nehmer verpflichtet, die ihm gegen diesen Dritten zustehenden Schadenersatzansprüche in
Höhe des ihm während der Arbeitsunfähigkeit gezahlten Lohnes einschließlich des darauf
entfallenen Arbeitgeberanteils zur Sozialversicherung dem Arbeitgeber abzutreten oder gel-
tend zu machen und an den Arbeitgeber abzuführen.

8. Entgeltfortzahlung bei Arbeitsverhinderung
Ist der Arbeitnehmer wegen einer Krankheit arbeitsunfähig, erhält er während der ersten
sechs Wochen unverändert das ihm zustehende Fixum. Der Arbeitnehmer wird weiterhin
darauf hingewiesen, dass der Arbeitgeber berechtigt ist, die Lohnfortzahlung zu verweigern,
wenn der Arbeitnehmer seinen Verpflichtungen nach Punkt 7 dieses Vertrages nicht nach-
kommt.

9. Verschwiegenheitspflicht
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, eine Vertragsstrafe in Höhe einer regelmäßigen Brutto-
monatsvergütung zu zahlen, wenn er das Arbeitsverhältnis rechtswidrig nicht aufnimmt oder
vertragswidrig vorzeitig beendet. Das gleiche gilt, wenn das Arbeitsverhältnis durch außer-
ordentliche Kündigung durch den Arbeitgeber beendet wird, wenn der Arbeitnehmer einen
wichtigen Grund für diese Kündigung gesetzt hat. Der Arbeitgeber ist berechtigt, einen
weitergehenden Schadenersatzanspruch geltend zu machen.

10. Ausschlussklausel
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit diesem in Verbindung stehen, sind
innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit, spätestens jedoch innerhalb von drei Monaten
nach Beendigung des Vertragsverhältnisses schriftlich gegenüber der anderen Vertragspartei
geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht werden, sind
verfallen.

11. Nebenabreden
Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Schrift-
form. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder
außer Kraft gesetzt werden.

Die Bewerbungsunterlagen und der ausgefüllte Einstellungsfragebogen vom Arbeitnehmer
sind wesentlicher Bestandteil dieses Arbeitsvertrages. Der Arbeitnehmer versichert, dass die
dort gemachten Angaben sowie der Inhalt der von ihm vorgelegten Bewerbungsunterlagen
der Wahrheit entsprechen und vollständig sind. Dem Arbeitnehmer ist bekannt, dass unvoll-
ständige und unrichtige Angaben gegebenenfalls zur Anfechtung oder Kündigung des Ar-
beitsvertrages durch den Arbeitgeber berechtigen und Schadensersatzansprüche auslösen
können.

Ändern sich die persönlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers, so hat er den Arbeitgeber
unverzüglich zu unterrichten.

Eine etwaige Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der
übrigen Bestimmungen nicht.

12. Rückgabe von Arbeitsmaterial
Sämtliche dem Arbeitnehmer im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit überlassenen Arbeits-
unterlagen, Schlüssel, Dienstwagen und Gegenstände, gleich welcher Art, sind nach Aufforde-
rung bzw. bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses unaufgefordert dem Arbeitgeber zu über-
geben.

13. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.
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14. Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Nürnberg.

Nürnberg, den 21.12.2009

ppa. Moritz Kuhn
Kfm. Geschäftsleitung

ppa. Rainer Kohl Arbeitnehmer
Vertriebsleitung

Vermerk für den Bearbeiter:
Der Schriftsatz von Herrn Rechtsanwalt Dr. Meier an Herrn Rechtsanwalt Kuhn ist zu entwerfen. Dieser
hat auch die das Begehren des Mandanten stützenden Rechtsausführungen zu enthalten. Hinsichtlich
des Mandantenschreibens ist eine Sachverhaltsdarstellung erlassen. Ausführungen zu Zinsen sind erlas-
sen.
Soweit nach Ansicht des Bearbeiters in den zu entwerfenden Schriftsatz ein Eingehen auf alle aufgewor-
fenen Rechtsfragen nicht erforderlich erscheint, sind diese in einem Hilfsgutachten zu erörtern.
Zustellungen, Vollmachten und sonstige Formalien sind in Ordnung, soweit sich aus dem Sachverhalt
nichts anderes ergibt.

& LÖSUNG

Einige unverbindliche Hinweise zur Lösung:
Die nachfolgenden unverbindlichen Hinweise zur Lösung behandeln die nach Auffassung des Erstellers
maßgeblichen Probleme der Aufgabe. Sie stellen keine „Musterlösung“ dar und schließen andere vertret-
bare, folgerichtig begründete Ansichten selbstverständlich nicht aus. Der Inhalt und der Umfang der
Lösungshinweise, die Ausführlichkeit und die Detailgenauigkeit der Darlegungen sowie die wiederge-
gebene Rechtsprechung und Literatur enthalten insbesondere keinen vom Prüfungsausschuss vorgege-
benen Maßstab für die Leistungsanforderung und -bewertung.

Herrn
RA Max Kuhn
Schweppermannstraße 12
90408 Nürnberg

Gutachten zum Arbeitsvertrag Franz Schmidt

Sehr geehrter Herr Kollege Kuhn,

die Prüfung des Arbeitsvertrages von 21.12.2009 befasst sich vorrangig mit zwei Punkten:

I.1. Berechnung der Provision von der tatsächlichen Zahlung des Kunden bei einer fix
zugesagten Rücknahmeverpflichtung zu einem festen Preis (Nr. 3 Abs. 6).

I.2. Reduzierung der Provisionsansprüche für Fahrzeuge, die innerhalb von fünf Monaten
nach Ende des Arbeitsverhältnisses ausgeliefert wurden, auf 70%; außerhalb: 0% (Nr. 3
Abs. 10); keine Ansprüche aus nachträglich abgeschlossenen Verträgen.

II. Bei dem laut Arbeitsvertrag als Verkäufer eingestellten Arbeitnehmer handelt es sich weder
um einen Handelsvertreter im Nebenberuf (§ 92 b HGB) noch um einen Handelsvertreter
(§ 84 I 1 HGB), sondern um einen Handlungsgehilfen (§ 83, § 59 S. 1 HGB). Da er auch
Provision erhält (Nr. 3), sind gemäß § 65 HGB die Vorschriften der § 87 I und II sowie der
§§ 87 a bis 87 c HGB anzuwenden. (ErfK/Oetker, Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 12.
Aufl. 2012, HGB § 65 Rn. 4) – Das bedeutet für oben I.1. (Provision nach tatsächlicher
Zahlung):

Schriftsatz des Rechtsanwalts
Dr. Meier
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